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Editorial  
Die ungarische Haushaltskrise vom Spätsommer, die dort eine politische Krise auslö-
ste, zeigt zunächst einmal, daß Brüssel mehr als bisher fiskalische Transparenz von 
den neuen Mitgliedsländern einfordern muß. Gleichwohl scheint es überraschend, daß 
ein Land, welches sehr erfolgreich in der Systemtransformation war und ein robustes 
Wirtschaftswachstum bei relativ niedriger Arbeitslosenquote (7%) aufwies, ein öf-
fentliches Defizit von mehr als 10% des BIP verzeichnet. Auf den zweiten Blick wird 
dies aber durchaus verständlich: Erstens hat Ungarn seine Arbeitslosenquote auch 
deshalb so niedrig halten können, weil im Zuge der Systemtransformation eine drasti-
sche Reduzierung seiner Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter erfolgte, und zwar 
auch durch Frühverrentung. Darüber hinaus liegt der Anteil der Beschäftigten mit nur 
knapp 40% der Bevölkerung um fünf Prozentpunkte unter dem der alten EU-15. Dies 
bedeutet, daß 60% der ungarischen Bevölkerung direkt oder indirekt über die öffent-
lichen Haushalte von der erwerbstätigen Bevölkerung ernährt werden müssen. Hohe 
Sozialausgaben werden so zu einer zentralen Ursache für das ausufernde Haushaltsde-
fizit. Zwar sind viele Ungarn in der Schattenwirtschaft tätig, aber gerade diese steht 
für Steuereinnahmen nicht zur Verfügung. Zweitens nahm Ungarns Regierung bisher 
auch gern am Steuersenkungswettbewerb der neuen mit den alten EU-Ländern teil. 
Der Spitzensteuersatz auf Einkommen liegt bei 40% und die Körperschaftssteuer bei 
nur 18%. Niedrige Erwerbsquote, Schattenwirtschaft und niedrige Steuersätze ließen 
die Steuereinnahmen zu gering ausfallen, um die öffentlichen Ausgaben zu decken. 
Man lernt, daß Steuersenkungswettbewerb mit Ländern, die eine höhere Erwerbsquote 
aufweisen, nicht automatisch zu einer stabilen wirtschaftlichen Entwicklung führt. Ein 
treuer Begleiter des Haushaltsdefizits ist das hohe Leistungsbilanzdefizit. Zum einen 
fördern die hohen konsumtiven Ausgaben im Staatshaushalt die Importe des Landes. 
Zum anderen hat die nahezu vollständige Öffnung der Kapital- und Finanzmärkte zu 
einem Zustrom an kurzfristigem Geld geführt, das zum Defizit in der Leistungsbilanz 
beiträgt und jederzeit wieder abgerufen werden kann. Wie kommt man nun aus dieser 
mißlichen Lage heraus? Die Regierung hat sich mit Blick auf die Übernahme des 
Euro und die Einhaltung der Maastricht-Kriterien entschieden, bis 2009 das öffent-
liche Defizit um neun Prozentpunkte des BIP zu reduzieren, allein im nächsten Jahr 
um 3,5 Prozentpunkte. Dazu sollen hauptsächlich die öffentlichen Ausgaben gekürzt 
werden; hinzu soll eine Erhöhung der Mehrwertsteuer kommen. Dies wird nicht ohne 
Einschränkung der privaten Realeinkommen bleiben, und hier liegt das Problem: Ein 
großer Teil der Bevölkerung lebt bereits in prekären Einkommensverhältnissen. Unter 
allen neuen EU-Ländern hat sich die ungarische Einkommensverteilung am stärksten 
in Richtung Ungleichheit verschoben. Politische und soziale Unruhen könnten auch 
bei internationalen Anlegern Zweifel am Erfolg des Konsolidierungskurses wecken 
und eine Umkehr der Kapitalzuflüsse auslösen. Sinnvoll wäre ein längerfristig ange-
legter Konsolidierungskurs, der vor allem über die Einnahmenseite gestützt würde. 
Eine Erhöhung der Steuersätze insbesondere für den Unternehmenssektor könnte die 
Anpassung auch sozial abfedern.  
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